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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Mann, Dr. Schierholz und der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur Sammelübersicht 76 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
über Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 10/3210 — 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition Nummer 2-10-14-564—13812 nicht als erledigt anzu- 
sehen, sondern der Bundesregierung zur Erwägung zu über- 
weisen. 

Bonn, den 13. Mai 1985 

M ann 

Dr. Schierholz 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 


Begründung 

Die Eingabe kommt von einer Bürgerinitiative aus dem Landkreis 
Rotenburg/Wümme, die verhindern möchte, daß in einem in ihrer 
Nachbarschaft gebauten NATO-Muiütionsdepot atomare, biolo- 
gische oder chemische Waffen und Kampfstoffe gelagert werden. 
Die Stellungnahme des Bimdesministeriums der Verteidigimg 
vom 18. Mai 1984, die zu dem Schluß kommt, daß diese Zusiche- 
rung nicht gegeben werden könne, enthält Widersprüche und ist 
zudem zum heutigen Zeitpunkt nicht mehr zutreffend. 

Es wird darin behauptet, die Bimdesrepublik Deutschland habe 
sich gegenüber der NATO verpflichtet. Lagerorte von Kernwaffen 
geheimzuhalten. Diese tatsächlich nahezu dreißig Jahre lang 
geübte Praxis ist erstmals cim 12. Dezember 1984 durchbrochen 
worden, als das Bundesministerium der Verteidigung gegenüber 
der Nachrichtenagentur ddP offiziell bestätigt hat, der Raum 
Wüschheim/Hunsrück sei als Stationierungsort für die neuen ato- 
maren Mittelstreckenraketen des Typs Cruise-Missües vorgese- 
hen. In der Zeitung „Die Tageszeitung" vom 19. Oktober 1984, 
sowie im SPIEGEL vom 22. April 1985 sind die Baupläne für die 
Cruise-Missiles Basis Wüschheim/Hunsrück bislang unbeanstan- 
det veröffentlicht worden, aus denen klar hervorgeht, daß zu der 
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Anlage auch Depots für atomare Munition vorgesehen sind. Daß 
die Zeitschrift „Hunsrück Forum", Heft 2/1985, Anfang April 1985 
eben wegen dieser Information beschlagnahmt worden ist, zeigt 
ebenso die Brisanz der Information. 

Mit dem dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Untersuchungs- 
bericht zum JBrand der Pershing II-Rakete in Heübronn-Wald- 
heide am 11. Januar 1985 gibt die Bundesregierung ebenfalls zu, 
daß direkt bei dieser Pershing II-Einheit der US-Army Atomwaf- 
fen ständig gelagert sind. Nicht nur Fachleute können daraus 
schließen, daß dies auch bei den anderen Pershing II-Einheiten in 
Neu-Ulm sowie Schwäbisch Gmünd-Mutlangen der Fall ist. 
Somit verfügt die Öffentlichkeit in der Frage der neuen atomaren 
Mittelstreckenraketen ein detailliertes Büd über die Stationie- 
rungs- und Lagerorte der Atomwaffen, was die Bundesregierung 
auf zahlreiche parlamentarische Anfragen der Jahre 1982 bis 1984 
wiederholt zu verheimhchen versucht hat. 

Der Brand der Pershing II-Rakete am 11. Januar 1985 in Heü- 
bronn-Waldheide macht zudem deuthch, daß entgegen der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung vom 18. Mai 1984 in der hier zur 
Debatte stehenden Petitionsangelegenheit die Lagerung von 
Atomwaffen sehr wohl eine erhebüche Gefährdung der Bevölke- 
rung mit sich bringen kann. Nach imbestrittenen Äußerungen 
befanden sich gefechtsklare und mit Atomsprengköpfen verse- 
hene Pershing II-Raketen nur wenige hundert Meter vom Brand- 
herd entfernt. 

Die Besorgnis in der Bevölkerung gegenüber der Stationierung 
oder Lagerung von atomaren, biologischen oder chemischen Waf- 
fen ist daher vollauf berechtigt. Dementsprechend ist nicht einzu- 
sehen, weswegen das Begehren der Petentin nicht ernsthaft 
geprüft werden kann. 

Richtig ist in der Stellungnahme des BMVg vom 18. Mai 1984, daß 
Atomwaffen in speziell gesicherten Schutzbauten gelagert wer- 
den, die wiederum von technisch und personell abgesicherten 
Sicherheitsbereichen umgeben sind. Aus diesen Gründen auch 
sind die Lagerorte für atomare und chemische Waffen in der 
Bundesrepubhk Deutschland von Fachleuten relativ leicht zu 
identifizieren. Die Einzelheiten für die Lagerung atomarer Waffen 
ist etwa dem Buch „Lagerung und Transport von Atomwaffen", 
herausgegeben vom Forschungsinstitut für Friedenspohtik, Starn- 
berg 1982, detaiUiert zu entnehmen. Entsprechendes güt für die 
Lagerorte chemischer Waffen. 

Aus diesen Gründen ist nicht einleuchtend, weswegen Bürgerin- 
itiativen, die sich gegen die Anlage von Munitionsdepots wenden, 
von der Bundesregierung und den zuständigen Stellen nicht klar 
und eindeutig über den Charakter des beabsichtigten Bauvorha- 
bens informiert werden. 
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